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Kennzeichnungen und nachrichtliche Darstellungen

Verfahrensvermerke
1 Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs. 1 BauGB)

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bensheim hat in ihrer Sitzung am
11.11.2021 die Aufstellung des Bebauungsplanes BW64 „Südlich Fachmarktzentrum“
beschlossen. Dieser Beschluss wurde am 29.11.2021 ortsüblich bekannt gemacht.

2 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB)

Der Bebauungsplan BW64 „Südlich Fachmarktzentrum“ wird im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13a BauGB aufgestellt. Nach § 13 Abs. 2 S. 1 BauGB kann von einer
frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB ab-
gesehen werden.

3 Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
(§ 4 Abs. 1 BauGB)

Der Bebauungsplan BW64 „Südlich Fachmarktzentrum“ wird im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13a BauGB aufgestellt. Nach § 13 Abs. 2 S. 1 BauGB kann von einer
frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB ab-
gesehen werden.

4 Öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB)

Der Entwurf des Bebauungsplans BW64 „Südlich Fachmarktzentrum“ mit Begründung
und Gutachten wurde am 02.06.2022 von der Stadtverordnetenversammlung gebilligt
und in gleicher Sitzung wurde die Durchführung der Beteiligung der Öffentlichkeit,
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Die öffentliche Auslegung der Entwurfsplanung
zur Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte im Zeitraum vom 27.06.2022 bis ein schlie-
ßlich 01.08.2022.

Ort und Dauer der Auslegung wurden am 18.06.2022 ortsüblich bekannt gemacht. Es
wurde darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist ab-
gegeben werden können und dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können.

5 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
(§ 4 Abs. 2 BauGB)

Die Durchführung der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange (TöB), gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurde ebenfalls in der Stadtverordnetenver-
sammlung am 02.06.2022 beschlossen. Die Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange wurden mit dem Schreiben vom 23.06.2022 zur Abgabe einer Stellung-
nahme bis zum 01.08.2022 aufgefordert.

Die Stellungnahmen wurden von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bens-
heim in der Sitzung am 15.12.2022 gewürdigt.

6 Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB)

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bensheim hat in der Sitzung am
15.12.2022 den Bebauungsplan BW64 „Südlich Fachmarktzentrum“ als Satzung be-
schlossen. Die Stadtverordnetenversammlung hat die zu diesem Zeitpunkt vorliegen-
de Begründung zum Beauungsplan gebilligt.

Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhaltes des Bebauungsplans
mit den Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung sowie die Einhaltung des ge-
setzlich vorgeschriebenen Verfahrens zum Bebauungsplan unter Beachtung der vor-
stehenden Verfahrensschritte werden bekundet.

Der Magistrat
der Stadt Bensheim  
Bensheim, den                                                 

In Kraft getreten durch die ortsübliche Bekanntmachung
des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 (3) BauGB

Der Magistrat
der Stadt Bensheim  
Bensheim, den                                               

Siegel

Siegel

A Bauplanungsrechtliche Festsetzungen

Festsetzungen, Kennzeichnungen, nachrichtliche Übernahmen und Hin-
weise nach dem Baugesetzbuch (BauGB) und der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO)
- §§ 9 Abs. 1, 5 und 6 BauGB

1 Art der baulichen Nutzung

1.1 Gewerbegebiet (GE1, GE3 und GE4)

1.1.1 Zulässig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art und öffentliche Betriebe,
2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude.

1.1.2 Ausnahmsweise können zugelassen werden:

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie
für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebe-
trieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Bau-
masse untergeordnet sind und ein Nachweis für den Schall-
schutz erbracht wird, um gesunde Wohnverhältnisse sicherzu-
stellen bzw. herzustellen,

2. Anlagen für sportliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche
Zwecke.

1.1.3 Nicht zulässig sind:

1. Selbstständige Lagerhäuser ohne Produktion,
2. Tankstellen,
3. Lagerplätze,
4. Brief-, Paketverteilzentren und Kurierdienstunternehmen,
5. Selbstständige Speditionen und Transportbetriebe,
6. Anlagen für kirchliche Zwecke,
7. Gewerbebetriebe in Form von Bordellen und bordellähnlichen

Betrieben oder Anlagen der Wohnungsprostitution,
8. Vergnügungsstätten,
9. Selbstständige Werbeanlagen.

1.2 Gewerbegebiet (GE2)

1.2.1 Zulässig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art und öffentliche Betriebe,
2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
3. Selbstständige Lagerhäuser ohne Produktion.

1.2.2 Ausnahmsweise können zugelassen werden:

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie
für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebe-
trieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Bau-
masse untergeordnet sind und ein Nachweis für den Schall-
schutz erbracht wird, um gesunde Wohnverhältnisse sicherzu-
stellen bzw. herzustellen,

2. Anlagen für sportliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche
Zwecke.

1.2.3 Nicht zulässig sind:

1. Tankstellen,
2. Lagerplätze,
3. Brief-, Paketverteilzentren und Kurierdienstunternehmen,
4. Selbstständige Speditionen und Transportbetriebe,
5. Anlagen für kirchliche Zwecke,
6. Gewerbebetriebe in Form von Bordellen und bordellähnlichen

Betrieben oder Anlagen der Wohnungsprostitution,
7. Vergnügungsstätten,
8. Selbständige Werbeanlagen.

2 Maß der baulichen Nutzung

2.1 Höhe der baulichen Anlagen
Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen wird durch die maxima-
le Höhe baulicher Anlagen in Meter gemäß Planeinschrieb in den
Nutzungsschablonen festgesetzt. Die Bezugshöhe für die Höhe
baulicher Anlagen ist die Angabe in Meter über Oberkante der
anbaufähigen vorhandenen Verkehrsfläche (Fabrikstraße) in
Fahrbahnmitte, gemessen senkrecht vor Gebäudemitte.

Die festgesetzte maximale Höhe baulicher Anlagen kann durch
die Anlagen in der nachfolgenden Aufzählung überschritten wer-
den, wenn ein Mindestabstand zur Gebäudekante von 2,5 m ein-
gehalten wird. Die Fläche der zulässigen Überschreitung der fest-
gesetzten Gebäudehöhen durch technische Aufbauten wird auf
maximal 25 % der realisierten Grundfläche begrenzt. Die festge-
setzten Gebäudehöhen können überschritten werden durch:
- nutzungsbedingte Aufbauten oder technische Anlagen, die

zwingend der natürlichen Atmosphäre ausgesetzt sein müssen
(Wärmetauscher, Kühl- und Fortlufttürme, Zu- und Abluftan-
lagen, Empfangsanlagen, Lichtkuppeln, Ansaug- und Fortfüh-
rungsöffnungen) bis zu einer Höhe von max. 2,50 m,

- Aufzugsmaschinenhäuser / Treppenhäuser bis zu einer Höhe
von max. 2,50 m,

- Brüstungen / Absturzsicherungen, Überstiege bis zu einer Hö-
he von max. 2,50 m,

- Abgasleitungen oder Kamine bis zu einer Höhe von max. 2,50
m (gemäß TA-Luft ist ein höheres Maß zulässig),

- Solaranlagen bis zu einer Höhe von max. 1,50 m.

2.2 Grundflächenzahl (GRZ)
Die Grundflächenzahl wird durch Einschrieb in den Nutzungs-
schablonen als Maximalmaß bestimmt.

3 Bauweise

3.1 In der abweichenden Bauweise sind Gebäude nur in offener Bau-
weise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO zulässig, wobei eine Gebäude-
länge von mehr als 50 m zulässig ist.

4 Überbaubare Grundstücksfläche

4.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch die Festsetzung
der Baugrenzen gem. § 23 Abs. 1 BauNVO in der Planzeichnung
bestimmt.

5 Flächen für Stellplätze und Garagen

5.1 Stellplätze, Carports und Garagen sind nur innerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen zulässig. Stellplätze sind zudem
auch in den in der Planzeichnung dargestellten "St" Flächen zu-
lässig.

6 Flächen für Nebenanlagen

6.1 Nebenanlagen sind sowohl innerhalb als auch außerhalb der
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Die festgesetzten
Flächen für die Pflanzbindung sowie die privaten Grünflächen
sind hiervon ausgenommen.

6.2 Untergeordnete Nebenanlagen zur Kleintierhaltung sind nicht zu-
 lässig.

6.3 Die der Versorgung des Baugebiets mit Elektrizität, Gas, Wärme
und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienenden Neben-
anlagen sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfläche zulässig. Die festgesetzten Flächen für die Pflanzbin-
dung sowie die privaten Grünflächen sind hiervon ausgenommen.

7 Festsetzungen zu Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

7.1 Entsprechend der Planzeichnung werden für die innerhalb des
räumlichen Geltungsbereiches bestehenden Versorgungsleitun-
gen zugunsten der Betreiber und die Zugänglichkeit der angren-
zenden Bahngleise ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht im nörd-
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gen zugunsten der Betreiber und die Zugänglichkeit der angren-
zenden Bahngleise ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht im nörd-
lichen Bereich des Plangebiets festgesetzt. Im südlichen Bereich
des Plangebiets wird ein Geh- und Fahrrecht zugunsten der Bahn
zur Erreichbarkeit der angrenzenden Bahngleise festgesetzt.

8 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft

8.1 Artenschutz

8.1.1 Erforderliche Rodungsarbeiten und sonstige Gehölzarbeiten
(Rückschnitt, Umsetzungen), die auf das unbedingt erforderliche
Maß zu begrenzen sind, sind außerhalb der Brut- und Aufzucht-
zeiten, d.h. innerhalb der Zeit von Anfang Oktober bis Ende Feb-
ruar, durchzuführen.

8.1.2 Als Ersatz für potenzielle Quartierverluste des Gartenrotschwan-
zes und anderer Brutvögel durch Gehölzrodung sind fünf geeig-
nete Hilfsgeräte (Nisthilfen) nach Anlegen der privaten Grünflä-
che (PF 1) und Pflanzung von fünf Bäumen mit erhöhter Pflanz-
qualität zu installieren. Die Größe der zu pflanzenden Bäume
müssen einen Stammumfang von mindestens 30-35 cm aufwei-
sen (vgl. Festsetzung unter 10.2.2). Zwei geeignete Hilfsgeräte
(Nisthilfen) sind nach Anlegen und Pflanzung von zwei Bäumen
mit erhöhter Pflanzqualität in der privaten Grünfläche im süd-
lichen Plangebiet (PF 2) zu installieren (vgl. Festsetzung unter
10.2.3).

8.2 Oberflächenbefestigung

8.2.1 In dem Plangebiet sind Stellplätze in wasserdurchlässiger Bau-
weise herzustellen oder das anfallende Niederschlagswasser ist
seitlich in Grünflächen zu versickern. Eine entsprechende Durch-
lässigkeit des Schichtaufbaus ist sicherzustellen. Als Ausnahme
können diese Stellplätze wasserundurchlässig befestigt werden,
wenn dies aus Gründen des Grundwasserschutzes erforderlich ist.

9 Festsetzungen zum Einsatz erneuerbarer Energien

9.1 Photovoltaik-Anlagen 

9.1.1 Auf mindestens 50 % der jeweiligen Dachfläche sind Photovol-
taikanlagen zu errichten. Die Photovoltaikelemente können in
aufgeständerter Bauweise auch über begrünten Dachflächen er-
richtet werden.

10 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen

10.1 Straßenbegleitende Baumreihe

10.1.1 Östlich entlang der Fabrikstraße sind 20 einheimische, großkro-
nige Laubbäume in Form eines Grünstreifens in mindestens drei-
mal verpflanzter Qualität mit einem Stammumfang von minde-
stens 20 bis 25 cm zu pflanzen. Je Baum ist eine offene Baum-
scheibe von mindestens 4 m² herzustellen.

Für die Wurzeln der Bäume ist gemäß den „Empfehlungen für
Baumpflanzungen, Teil 2: Standortvorbereitungen für Neupflan-
zungen, Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen
und Substrate“ der FLL (Stand 2010) ausreichend Standraum mit
einem geeigneten Substrat zu schaffen.

Vor der konkreteren Auswahl der zu setzenden Arten sind die in-
genieurtechnischen Fragen der Straßenzüge zu bewerten, um
entsprechende Planungen bezüglich der Wasserversorgung und
des Wuchssubstrats sowie der Verkehrstechnik zu berücksichti-
gen. 

10.2 Begrünung der privaten Grundstücke

10.2.1 Die im Rahmen des Geltungsbereiches nicht überbauten Anteile
der Grundstücksflächen sind unversiegelt zu belassen, zu begrü-
nen und dauerhaft zu pflegen.

10.2.2 In der Planzeichnung mit PF 1 gekennzeichneten Fläche sind ge-
schlossene Gehölzpflanzungen aus standortgerechten und heimi-
schen Bäumen (mindestens 5 Hochstämme mit einem Stammum-
fang von 30-35 cm) und Sträuchern (Höhe mindestens 150-200
cm) anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Der Pflanzabstand der
Sträucher darf bei maximal 1,50 x 1,50 m liegen. Die in der Plan-
zeichnung als anzupflanzen festgesetzten Bäume sind innerhalb
der anzupflanzenden Fläche um bis zu 2 m verschiebbar. Unter C
Hinweise befindet sich eine nicht abschließende Artenvorschlags-
liste.

10.2.3 In der Planzeichnung mit PF 2 gekennzeichneten Fläche sind ge-
schlossene Gehölzpflanzungen aus standortgerechten und heimi-
schen Bäumen (mindestens 2 Hochstämme mit einem Stammum-
fang von 30-35 cm) und Sträuchern (Höhe mindestens 150-200
cm) anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Der Pflanzabstand der
Sträucher darf bei maximal 1,50 x 1,50 m liegen. Die in der Plan-
zeichnung als anzupflanzen festgesetzten Bäume sind innerhalb
der anzupflanzenden Fläche um bis zu 2 m verschiebbar. Unter C
Hinweise befindet sich eine nicht abschließende Artenvorschlags-
liste.

10.2.4 In der Planzeichnung mit PF 3 gekennzeichneten Fläche sind ge-
schlossene Gehölzpflanzungen aus standortgerechten und heimi-
schen Sträuchern (Höhe mindestens 150-200 cm) anzulegen und
dauerhaft zu erhalten. Der Pflanzabstand der Sträucher darf bei
maximal 1,50 x 1,50 m liegen. Bei Pflanzungen im Bereich von
Bahnstrecken dürfen nur die geeigneten Gehölze nach Anhang
882.0300A02 der Richtlinie 882 „Landschaftspflege und Vegeta-
tionskontrolle“ der DB Netz AG verwendet werden. Des Weiteren
müssen die Pflanzabstände zu den Gleisanlagen nach der Richt-
linie 882.0300 „Begrünungen planen – Landschaftsplanung“ der
DB Netz AG eingehalten werden.

10.2.5 In der Planzeichnung mit PF 4 gekennzeichneten Fläche sind ge-
schlossene Gehölzpflanzungen aus standortgerechten und heimi-
schen Bäumen und Sträuchern (Höhe mindestens 150-200 cm)
anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Der Pflanzabstand der
Sträucher darf bei maximal 1,50 x 1,50 m liegen. Unter C Hinwei-
se befindet sich eine nicht abschließende Artenvorschlagsliste.

10.2.6 Auf dem Baugrundstück ist je begonnene 1.000 m² Grundstücks-
fläche ein standortgerechter und heimischer Laubbaum-Hoch-
stamm mit einem Stammumfang von mindestens 20-25 cm an-
zupflanzen, dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.

10.3 Begrünung von Stellplätzen

10.3.1 Die Bepflanzung der Stellplätze erfolgt gemäß der Stellplatzsat-
zung der Stadt Bensheim und ist nicht auf die allgemeine Be-
grünungspflicht innerhalb des Plangebietes anrechenbar. 

10.4 Begrünung von Dachflächen

10.4.1 Dachflächen sind auf einer Fläche von mindestens 50 % extensiv
mit einer belebten Substratschicht von mindestens 10 cm Auf-
bauhöhe zu begrünen und dauerhaft zu unterhalten. Die Dach-
flächen sind auch zu begrünen, wenn auf ihnen Anlagen zur Nut-
zung der Sonnenenergie errichtet werden.

11 Zulässigkeit von baulichen und sonstigen Nutzungen und An-
lagen bis zum Eintritt bestimmter Umstände sowie Folgenut-
zung

Gemäß § 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 BauGB wird festgesetzt, dass oberirdi-
sche Stellplätze und ihre Einfahrten auf der als "St" Fläche festge-
setzten Fläche bis zum Eintritt der Umsetzung eines verkehrlichen
Durchstiches, zulässig sind. Mit Eintritt des vorgenannten Um-
standes wird die "Öffentliche Straßenverkehrsfläche" gemäß § 9
Abs. 1 Nr. 11 BauGB als Folgenutzung (§ 9 Abs. 2 S. 2 BauGB) fest-
gesetzt.
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BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 23b
BauGB

§ 9 Abs. 1  Nr.
23b BauGB

§ 9 Abs. 1 Nr. 25
BauGB

§ 9 Abs. 1  Nr. 25a
BauGB

§ 9 Abs. 1  Nr. 25a
BauGB

§ 9 Abs. 1  Nr. 25a
BauGB

§ 9 Abs. 1  Nr. 25a
BauGB

§ 9 Abs. 2 BauGB

§ 9 Abs. 2  S 1
Nr. 2 BauGB

B Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

1 Werbeanlagen

Beleuchtete und blinkende Werbeanlagen sowie Werbeanlagen
mit sonstiger Blendwirkung sind generell unzulässig. Werbeanla-
gen sind nur an der Stelle der Leistung zulässig. Fremdwerbung
ist unzulässig gemäß Festsetzung A.1.1.3 und A.1.2.3. Die Errich-
tung / Aufstellung von Werbepylonen ist unzulässig.

Werbeanlagen sind nur unterhalb der tatsächlich baulich reali-
sierten Firsthöhe (maximale Gebäudehöhe ohne technische
Aufbauten) des jeweiligen Gewerbebetriebes zulässig. Werbean-
lagen sind nur in einem Abstand von mindestens 3,00 m zu
Grundstücksgrenzen zulässig.

2 Einfriedungen

Einfriedungen entlang der Bahngleise sind westlich zur anzupflan-
zenden Fläche PF3 bis zu einer Höhe von 1,80 m zulässig und ent-
lang der Fabrikstraße bis zu einer Höhe von 1,20 m. Einfriedungen
in Form von geschlossenen bzw. teilweise geschlossenen Wän-
den/Mauern und Bauteilen sowie Einfriedungen unter Verwen-
dung von Stacheldraht sind nicht zulässig.

Einfriedungen sind mit geeigneten Kletterpflanzen zu beranken
oder durch Hecken zu begrünen. Diese Anforderung gilt nicht im
Bereich von Ein- und Ausfahrten oder Zugängen. Die Verwendung
von Thuja- oder Chamaecyparis-Hecken sowie Nadelgehölzen ist
unzulässig.

3 Gestaltung der Standflächen für Abfallbehältnisse

Die Standflächen für Abfallbehältnisse sind einzuhausen, zu um-
pflanzen oder mit einem sonstigen geeigneten Sichtschutz (z.B.
Steinstehlen, Rankgitter etc.) zu umgeben.

4 Gestaltung unbebauter Grundstücksflächen

Innerhalb des Gewerbegebiets sind die unbebauten und nicht
oberflächenbefestigten Flächen bebauter Grundstücke zu begrü-
nen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten.

C Hinweise

1 Kampfmittelräumdienst

Das Vorhandensein von Kampfmitteln kann nicht grundsätzlich
ausgeschlossen werden. Daher sind Erdarbeiten mit entsprechen-
der Vorsicht auszuführen. Eine präventive Absuche durch ent-
sprechende Fachfirmen, deren Kosten zu Lasten des jeweiligen
Auftraggebers gehen, ist vor Beginn der geplanten Abbrucharbei-
ten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen auf den Grund-
stücksflächen bis in einer Tiefe von 5 Meter (ab GOK IIWK) erfor-
derlich. Kampfmittelfunde gleich welcher Art, sind unverzüglich
dem Kampfmittelräumdienst Hessen zu melden, der dann über
die weitere Vorgehensweise entscheidet. Beauftragte Fachunter-
nehmen sind nicht berechtigt, selbstständig Fundmunition zu
entschärfen, zu sprengen oder auf öffentlichen Straßen zu trans-
portieren.

2 Baugrund, Bodenschutz, Erdaushub, Grundwasserstände und
Niederschlagswasserversickerung

Aus der Altflächendatei „ALTIS“ des Hessischen Landesamtes für
Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) ergeben sich für den
Plangeltungsbereich Hinweise auf das Vorhandensein von Altflä-
chen (Altstandorte, Altablagerungen). Die überplante Fläche
steht historisch im Zusammenhang mit dem ehemaligen Güter-
bahnhof in Bensheim. Alle Eingriffe in den Boden, der Rückbau
von Oberflächenversiegelung und Sanierungsmaßnahmen sind
durch einen Fachgutachter zu überwachen, zu bewerten und zu
dokumentieren. Sofern bei Erdarbeiten geruchliche und / oder
sichtbare Auffälligkeiten bemerkt werden, die auf Bodenverun-
reinigungen hinweisen, ist die zuständige Stelle unverzüglich zu
verständigen. Zudem dient das Bodenmanagement- und Sanie-
rungskonzept des Büros Geologik als Grundlage der Bodenein-
griffe (siehe Bodengutachten in Anlage 4d-4e zur Begründung).

Auf den Baugrundstücken anfallender Erdaushub ist, soweit er
unbelastet ist, nach Möglichkeit im Rahmen der Freiflächenge-
staltung zu verwenden und damit einer direkten Wiederverwer-
tung zuzuführen.

Sofern bei der erforderlichen Geländemodellierung mineralische
Abfälle verwertet werden sollen, müssen diese den abfall- und
bodenschutzrechtlichen Bestimmungen (Kreislaufwirtschaftsge-
setz, Bundes-Bodenschutzgesetz, Verordnungen) i. V. m. der
LAGA-Mitteilung M 20 „Anforderungen an die stoffliche Verwer-
tung von mineralischen Abfällen - Technische Regeln“ genügen.

Grundwasserhaltungsmaßnahmen (z.B. im Zusammenhang mit
Baumaßnahmen) sind bei der zuständigen Unteren Wasserbe-
hörde des Landkreises Bergstraße vorab zu beantragen. Zuvor ist
zu klären, wohin das abgepumpte Wasser geleitet werden kann,
und es ist die Erlaubnis des Gewässereigentümers bzw. des Ka-
nalbetreibers einzuholen. Das Regierungspräsidium Darmstadt,
Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, Dezernat IV/Da
41.5, Bodenschutz, ist als Obere Bodenschutzbehörde ebenfalls
zu beteiligen. Dies gilt auch für alle sonstigen Grundwasserent-
nahmen.

Das Plangebiet liegt innerhalb des Geltungsbereiches des Grund-
wasserbewirtschaftungsplanes Hessisches Ried, festgestellt mit
Datum vom 9. April 1999 und veröffentlicht im Staatsanzeiger für
das Land Hessen 21 / 1999 S.1659“ (letzte Anpassung veröffent-
licht im StAnz. 31/2006 S. 1704). Innerhalb des Planbereiches
können daher bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturge-
walten (hier: hohe bzw. schwankende Grundwasserstände) er-
forderlich werden. Es ist mit Grundwasserschwankungen zu rech-
nen. Infolge von Grundwasserschwankungen ist auch mit Setzun-
gen und Schrumpfungen des Untergrundes zu rechnen. Aufgrund
der bestehenden und künftig zu erwartenden Grundwasserstän-
de können eventuell in Abhängigkeit von der Tiefe von Funda-
mentierung und Kellerräumen bauliche Maßnahmen zum Schutz
gegen Grundwassereinfluss erforderlich werden. Die Vorgaben
des “Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessisches Ried“ sind zu
beachten.

Für die Versickerung von Niederschlagswasser ist grundsätzlich
für alle Grundstücke eine wasserrechtliche Erlaubnis notwendig.
Die Verwertung des Niederschlagswassers kann durch geeignete
Anlagen erfolgen, sofern die Versickerung schadlos ist. Im Rah-
men des Antragsverfahrens für die Versickerungsanlage/n sind
der quantitative und qualitative Nachweis der Bemessung nach
den DWA-Regelwerken Arbeitsblatt DWA-A 138 und dem Merk-
blatt DWA-M 153 zu erbringen. Dabei ist die Lage im Gewerbe-
gebiet zu berücksichtigen. Die Mächtigkeit des Sickerraums sollte,
bezogen auf den mittleren höchsten Grundwasserstand, minde-
stens 1 Meter betragen. Flächen der LKW-Andienung sind in den
Schmutzwasserkanal zu entwässern bzw. es ist eine Vorreinigung
für Belastung des Flächentyps F7 gemäß DWA M 153 vorzuneh-
men.

3 Flächen bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen
gegen äußere Einwirkungen erforderlich sind hier: 
Vernässungsgefährdetes Gebiet (§9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB)

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird aufgrund ober-
flächennaher Grundwasserstände gemäß § 9 Abs.5 Nr. 1 BauGB
als vernässungsgefährdetes Gebiet gekennzeichnet.

Im Plangebiet muss mit sehr hohen Grundwasserständen (4 bis 5
m Flurabstand) bzw. Schichtenwasser gerechnet werden. Demzu-
folge ist ggf. mit Nutzungseinschränkungen (z.B. Verzicht auf Un-
terkellerung) oder zusätzlichen Aufwendungen (z.B. bauliche Vor-
kehrungen gegen Vernässung) zu rechnen. Diese sind entschädi-
gungslos hinzunehmen. Wer in ein bereits vernässtes oder ver-
nässungsgefährdetes Gebiet hineinbaut und keine Schutzvorkeh-
rungen gegen Vernässung trifft, kann bei auftretenden Vernäs-
sungen keine Entschädigung verlangen.

§ 9 Abs. 4 BauGB
i.V.m. § 91 Abs. 1
Nr. 1, 3 und 5
HBO

rungen gegen Vernässung trifft, kann bei auftretenden Vernäs-
sungen keine Entschädigung verlangen.

Es wird daher empfohlen, vor Planungs- bzw. Baubeginn objekt-
bezogene Baugrunduntersuchungen im Hinblick auf die Grün-
dungssituation und die Grundwasserstände durchführen zu las-
sen.

4 Natur- und Artenschutz

Zur Wahrung der artenschutzrechtlichen Belange sowie zur fach-
lichen Beratung bei der Umsetzung und Dokumentation der Maß-
nahmen wird die Einsetzung einer Ökologischen Baubegleitung
empfohlen.

Zum Schutz vor Vogelschlag wird empfohlen große Glasflächen an
Gebäuden mit Vogelglas oder Außenjalousien oder mit vergleich-
baren Maßnahmen zur Vermeidung von Vogelschlag auszuge-
stalten.

Um Störungen und Unterbrechungen von Wechselbeziehungen
für die Vertreter der lokalen Kleinsäugerfauna zu vermeiden, wird
empfohlen, bei Zäunen ein Bodenabstand von 10 cm einzuhalten
und auf die Errichtung von Mauersockeln zu verzichten.

Im Hinblick auf den Artenschutz ist die Verwendung standortge-
rechter und heimischer Gehölzarten bei der Gestaltung der
Außenbereiche der künftigen Bebauung empfehlenswert.

5 Nicht abschließende Artenvorschlagsliste

Bäume
Acer Ahorn
Prunus avium Vogel-Kirsche
Prunus padus Traubenkirsche
Sorbus aria Mehlbeere
Sorbus aucuparia Eberesche
Sorbus domestica Speierling
Obstgehölze in Arten und Sorten

Sträucher
Acer campestre Feld-Ahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Cornus mas Kornelkirsche
Cornus sanguinea Gemeiner Hartriegel
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
Ligustrum vulgare Liguster
Lonicera xylosteum Heckenkirsche
Prunus spinosa Schlehe
Rhamnus carthartica Kreuzdorn
Rosa canina Hunds-Rose
Rosa rubiginosa Weinrose
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum opulus Wasser-Schneeball

Darüber hinaus weitere standortgerechte, bevorzugt heimische
Baum- und Straucharten.

Straßenbegleitende Baumreihe/ Stellplatzbegrünung
Acer platanoides Spitzahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Quercus petraea Traubeneiche
Quercus robur Stieleiche

Darüber hinaus weitere standortgerechte, bevorzugt heimische
Baum- und Straucharten sowie die Arten der GALK-Straßenbaum-
liste.

Kletter- und Rankpflanzen
Aristolochia macrophylla Pfeifenwinde
Campsis radicans Klettertrompete
Clematis vitalba Gemeine Waldrebe
Clematis i.S. Weinrebe in Sorten
Hedera helix Efeu
Hydrangea petiolaris Kletterhortensie
Lonicera caprifolium Geißblatt/Jelängerjelieber
Lonicera heckrottii Feuer-Geißblatt
Lonicera henryi Immergrünes Geißblatt
Parthenocissus i.S. Wilder Wein in Sorten
Polygonum aubertii Schlingknöterich
Rosa i.S. Kletterrosen in Sorten
Wisteria sinensis Blauregen

Darüber hinaus weitere standortgerechte, bevorzugt heimische
Baum- und Straucharten.

6 Immissionsschutz / Passive Lärmschutzmaßnahmen 

Es wird darauf hingewiesen, dass gegen den Straßenbaulastträger
von klassifizierten Straßen oder die Stadt Bensheim keine An-
sprüche auf Durchführung von Schutzmaßnahmen aufgrund des
BImSchG bestehen.

Es wird empfohlen, Fenster von zu schützenden Aufenthaltsräu-
men der Betriebsleiterwohnungen an der zur Fabrikstraße hin
orientierten Westseite auszurichten. Weiterhin wird darauf hin-
gewiesen, dass bezüglich des Schutzes der Aufenthaltsräume vor
von außen eintretendem Lärm, die Anforderungen an die Luft-
schalldämmung von Außenbauteilen entsprechend DIN 4109-1:
2018-01, Schallschutz im Hochbau, Teil 1 zu beachten sind. Denn
bei einem Verhältnis Außenbauteilfläche: Raumgrundfläche = 0,8
beträgt das erforderliche, gesamte bewertete Bau-Schalldämm-
Maß der Außenbauteile 40 dB. Diese geforderte Luftschalldäm-
mung ist bei geschlossenen Fenstern, zur dauernden Lüftung vor-
gesehene Einrichtungen (z.B. Schalldämmlüftern) im geöffneten
Zustand, zu erfüllen.

7 Bodendenkmalpflege

Zum Schutz des kulturellen Erbes wird auf die Bestimmungen des
Denkmalschutzgesetzes des Landes Hessen hingewiesen. Diese
gelten unbenommen der Festsetzungen dieses Bebauungsplanes.

Im Rahmen der Beteiligung wurde vom Landesamt für Denkmal-
pflege über das Vorhandensein von Bodendenkmälern im unmit-
telbaren Umfeld des Plangebiets informiert. Um Qualität und
Quantität der archäologischen Befunde zu überprüfen ist mit
dem Landesamt für Denkmalpflege vereinbart, dass eine vor-
bereitende Untersuchung/Ausgrabung während des Mutterbo-
denabtrages durch eine in Hessen zugelassene archäologische
Fachfirma für den Bereich des Bodeneingriffes durchzuführen ist.
Die Veränderungen oder Zerstörungen von Kulturdenkmälern
nach § 2 Abs. 2 HDSchG bedarf einer Genehmigung nach § 18
Abs. 1 HDSchG. Diese Genehmigung kann unter der Auflage der
Bergung und Dokumentation des Denkmals erfolgen, deren Kos-
ten der Veranlasser zu tragen hat (§ 18 Abs. 5 HDSchG). Der kon-
krete Untersuchungsumfang ist im Rahmen eines denkmalrecht-
lichen Genehmigungsverfahrens festzulegen. Es wird daher em-
pfohlen, rechtzeitig Kontakt mit der zuständigen Denkmalschutz-
behörde aufzunehmen.

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten können jeder-
zeit archäologische oder historische Funde wie Mauern, Steinset-
zungen, Bodenverfärbungen sowie Scherben, Steingeräte oder
Skelettreste entdeckt werden. Funde im Sinne des Gesetzes sind
Gegenstände, von denen bei ihrer Entdeckung anzunehmen ist,
dass sie Kulturdenkmäler sind oder als solche gelten (§ 2
HDSchG). Diese Funde sind gemäß § 21 HDSchG unverzüglich der
Denkmalfachbehörde oder der Unteren Denkmalschutzbehörde
bei der Stadt mündlich oder schriftlich anzuzeigen. Der Fund und
die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach Erstattung
der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten und soweit
zumutbar in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des
Fundes zu schützen. 

8 Oberflächenentwässerung

Es wird empfohlen, anfallendes Niederschlagswasser in Zisternen
zu sammeln und als Brauchwasser und/oder für die Grünflächen-
bewässerung zu verwenden. Regenwasserzisternen sollen nur
innerhalb der Gebäude oder unterirdisch errichtet werden. Dabei
sind Anlagen zur dezentralen Versickerung von nicht schädlich

innerhalb der Gebäude oder unterirdisch errichtet werden. Dabei
sind Anlagen zur dezentralen Versickerung von nicht schädlich
verunreinigtem Niederschlagswasser gemäß Arbeitsblatt DWA-A
138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von
Niederschlagswasser“ und dem Merkblatt DWA-M 153 „Hand-
lungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ anzulegen.
Die Mächtigkeit des Sickerraums sollte, bezogen auf den mittle-
ren höchsten Grundwasserstand, mindestens 1 Meter betragen.
Bei der Verwendung von Niederschlagswasser sind die Vorgaben
der Trinkwasserverordnung (TrinkwV) zu beachten. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass für die Versickerung von Niederschlags-
wasser sowie grundsätzlich eine wasserrechtliche Erlaubnis erfor-
derlich ist (§§ 8 und 9 Wasserhaushaltsgesetz - WHG, Zuständig:
Untere Wasserbehörde des Kreises Bergstraße).

9 Grundwasserschutz

Planungen im Hinblick auf Umgang und Lagerung wassergefähr-
dender Stoffe müssen in Einklang der Nutzungszulässigkeit ste-
hen. Weiterhin sind hierbei stets die grundsätzlichen gesetzlichen
Bestimmungen des WHG und des LWG sowie insbesondere die
Anlagenverordnung (AWSV) zusammen mit den einschlägigen
technischen Regelwerken zu beachten.

10 Beleuchtung

Für die Außenbeleuchtung auf den Baugrundstücken und die Be-
leuchtung der öffentlichen Verkehrsflächen wird empfohlen aus-
schließlich Lampen, die nach unten strahlen, mit warmweißen
LEDs (unter 3.000 Kelvin Farbtemperatur) oder vergleichbare
Technologien mit verminderten Lockeffekten für Insekten zu ver-
wenden.

11 Freiflächenplan

Es wird darauf hingewiesen, dass den Bauvorlagen ein Freiflä-
chenplan beizufügen ist (siehe auch Bauvorlagenerlass). Dieser
hat die geplante Nutzung der Freiflächen nach Art, Lage und
Größe mit allen gemäß Bebauungsplan vorgesehenen Bepflan-
zungen, den versiegelten, befestigten und begrünten Flächen,
den Verkehrsflächen etc. darzustellen.

12 Empfohlene Maßnahmen und Hinweise zum Klimaschutz

Es wird empfohlen, größere Fassaden mit geeigneten Kletter-
oder Rankpflanzen zu bepflanzen, da hiermit eine gewisse Wär-
medämmwirkung in den Wintermonaten bzw. eine reduzierte
Fassadenaufheizung im Sommer einhergeht.

Zur Minimierung schädlicher Umweltbelastungen (Reduzierung
klimarelevanter Emissionen) sowie zur rationellen Verwendung
von Energie wird empfohlen regenerative Energieformen (z.B.
Erdwärme, Holzpellets etc.) zu nutzen.

Die Nutzung der Solarenergie zur Warmwasserbereitung und Hei-
zungsunterstützung sowie die Errichtung von Photovoltaikanla-
gen werden empfohlen. In diesem Zusammenhang wird auch die
Optimierung der Dachausrichtung zur Nutzung solarer Energie
empfohlen.

13 Löschwasserversorgung und Rettungswege

Die Forderung zum Löschwasserbedarf ergeben sich aus § 3 Abs.
1 Nr. 4 des Hessischen Gesetzes über den Brandschutz, die Allge-
meine Hilfe und den Katastrophenschutz (HBKG), aus § 14 HBO
und den technischen Regeln nach dem DVGW-Arbeitsblatt W405
(Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trink-
wasserversorgung). Die Differenzierung nach der baulichen Nut-
zung erfolgt entsprechend § 17 BauNVO.

Es wird darauf hingewiesen, dass Zu- oder Durchfahrten für die
Feuerwehr, Aufstellflächen und Bewegungsflächen gemäß An-
hang 14 (Muster-Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr) der
Hessischen Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen
(H-VV TB) so zu befestigen sind, dass sie von Feuerwehrfahrzeu-
gen mit einer Achslast bis zu 10 t und einem zulässigen Gesamt-
gewicht bis zu 16 t befahren werden können. Diese Werte ent-
sprechen den Vorgaben der DIN 14090 (Flächen für die Feuer-
wehr auf Grundstücken), die im Rahmen der Objektplanung
ebenfalls zu beachten ist.

Zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und zur
schnellen Erreichbarkeit für Feuerwehr und Rettungsdienst sind
straßenseitig Hausnummern gut sichtbar und dauerhaft anzu-
bringen.

14 Pflanzabstände

Bei Bepflanzungsmaßnahmen im Bereich von Ver- und Entsor-
gungsleitungen sind ausreichende Pflanzabstände einzuhalten,
damit Auswechslungen oder Reparaturen dieser Anlagen vorge-
nommen werden können. Darüber hinaus ist bei Anpflanzungs-
maßnahmen im Bereich von Leitungstrassen zu beachten, dass
tiefwurzelnde Bäume gemäß DIN 18920 (Vegetationstechnik im
Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) und Merkblatt DWA-M
162 (Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle) einen Mindest-
abstand zu den Ver- und Entsorgungsleitungen aufweisen müs-
sen. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind die Leitungen
gegen Wurzeleinwirkungen zu sichern oder die Standorte der
Bäume dementsprechend zu verschieben. Pflanzmaßnahmen im
Nahbereich von Betriebsmitteln sind deshalb vorher mit den ent-
sprechenden Ver- und Entsorgungsunternehmen abzustimmen.

Bei Gehölzpflanzungen im Bereich von Nachbargrenzen ist im
Hinblick auf die Pflanzabstände das hessische Nachbarschaftsge-
setz (NachbG HE) zu beachten.

15 Belange der Bahn

Es wird darauf hingewiesen, dass durch Vorhaben im Plangebiet
die Sicherheit und Leichtigkeit des Eisenbahnverkehrs auf der un-
mittelbar an den Geltungsbereich des Bebauungsplanes angren-
zenden Bahnstrecke nicht behindert oder gefährdet sowie die ge-
samten dortigen Bahnanlagen nicht beeinträchtigt werden dür-
fen. Auf die von den stromführenden Teilen der nahegelegenen
DB-Oberleitungs- / Speiseleitungsanlagen ausgehenden Gefahren
wird ausdrücklich hingewiesen; die einschlägigen Vorschriften
und die Schutzabstände sind einzuhalten.

Neupflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen müssen
den Belangen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entspre-
chen. Abstand und Art von Bepflanzungen müssen so gewählt
werden, dass diese z.B. bei Windbruch nicht in die Gleisanlagen
fallen können. Diese Abstände sind durch geeignete Maßnahmen
Rückschnitt u.a.) ständig zu gewährleisten.

Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer dürfen nicht dem
Bahngelände zugeführt werden.

Auf oder in direkter Nachbarschaft von DB-Liegenschaften muss
jederzeit mit dem Vorhandensein betriebsnotwendiger Kabel und
Leitungen gerechnet werden, was bei der Ausführung von Erdar-
beiten zu beachten ist.

Bei der Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen nahe
der Bahn (z.B. Leuchtwerbung aller Art, Parkplatzbeleuchtung) ist
darauf zu achten, dass Blendungen der Triebfahrzeugführer aus-
geschlossen sind und keine Verfälschungen oder Vortäuschungen
von Signalbildern vorkommen.
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S. 1554), zuletzt geändert durch Artikel 126 Elfte ZuständigkeitsanpassungsVO vom
19.06.2020 (BGBI. I S. 1328).

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen,
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz
– BIm-SchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBI. I S. 1274,
ber. 2021 S.123), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 24.09.2021 (BGBI. I
S. 4458).

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 18.03.2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Ge-
setzes vom 10.09.2021 (BGBl. S. 4147).

Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen
Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG) vom 24.02.2012
(BGBl. I S. 212), zuletzt geändert durch Art. 20 des Gesetzes vom 10.08.2021 (BGBI. I
S. 3436).

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNat-

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNat-
SchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes
vom 18.08.2021 (BGBI. I S. 3908).

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom
31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom
18.08.2021 (BGBI. I S. 3901).

Hessische Bauordnung (HBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.05.2018
(GVBI. 2018, S. 198), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.06.2020 (GVBI. S. 378).

Hessisches Landesplanungsgesetz (HLPG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom12.12.2012 (GVBl. 2012, S. 590), zuletzt geändert durch Art. 15 des Gesetzes vom
07.05.2020 (GVBI. S. 318).

Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
07.03.2005 (GVBl. I 2005, S. 142), letzte berücksichtigte Änderung: Geltungsdauer des
§ 27 Abs. 3a verlängert durch Art. 3 des Gesetzes vom 11.12.2020 (GVBI. S. 915).

Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom28.11.2016 (GVBl. 2016, S. 211).

Hessisches Wassergesetz (HWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.12.2010 (GVBl. S. 548), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
30.09.2021 (GVBI. S. 602).

Hessisches Straßengesetz (HStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
08.06.2003 (GVBl. I S. 166), zuletzt mehrfach geändert, § 16a neu eingefügt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 30.09.2021 (GVBl. S. 618)

Hessisches Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes und zur Altlas-
tensanierung (Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz - HAltBodSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 28.09.2007 (GVBl. I 2007, S. 652), zuletzt geändert
durch Art. 5 des Gesetzes vom 30.09.2021 (GVBI. S. 602, ber. S. 701).

Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz, dem
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung, dem  Treibhausgas-Emissionshan-
delsgesetz, dem Gesetz zur Ausführung des Protokolls über Schadstofffreisetzungs-
und -verbringungsregister und dem Benzinbleigesetz (Immissionsschutz-Zuständig-
keitsverordnung - ImSchZuV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.11.2014
(GVBI. 2014, 331), zuletzt geändert durch Verordnung vom 13.03.2019 (GVBl. S.42).

Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGB-NatSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 20.12.2010 (GVBl. I S. 629), zuletzt geändert durch
Artikel 17 des Gesetzes vom 07.05.2020 (GVBI. S. 318).
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